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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ : nein

ZPO § 551 Nr. 7

Der Revisionsgrund des § 551 Nr. 7 ZPO ist auch dann 
gegeben, wenn das Berufungsurteil der Partei erst 
vier Tage vor Verstreichen der Revisionsfrist, die 
fünf Monate nach Verkündung zu laufen begonnen hat, 
zugestellt worden ist und die Partei erst danach die 
Revision eingelegt hat.
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 8. Juli 1986 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Steffen und die Richter Scheffen, 
Dr. Kulimann, Dr. Ankermann und Bischoff

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird 
das Urteil des 1. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Frankfurt am Main vom 
25. Oktober 1984 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen .

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin unterzog sich im Sommer 1974 wegen einer 
Lymphogranulomatose im Krankenhaus der Erstbeklagten einer 
Cobalt-Strahlentherapie. Die Behandlung führte als Arzt der 
Zweitbeklagte. Auf die Gefahr einer Rückenmarksschädigung 
wurde die Klägerin nicht hingewiesen. Als Folge der Bestrah­
lungen erlitt sie eine Rückenmarksschädigung, die zu einer 
inkompletten Querschnittslähmung geführt hat.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Die Klägerin verlangt von den Beklagten wegen angebli­
cher Behandlungsfehler, vor allem aber wegen unterlassener 
Aufklärung über das Risiko einer Querschnittslähmung, Ersatz 
ihrer materiellen und immateriellen Schäden sowie Feststel­
lung der Ersatzpflicht der Beklagten für Zukunftsschäden.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Nach Aufhe­
bung des stattgebenden Berufungsurteils und Zurückverweisung 
der Sache durch den erkennenden Senat hat das Berufungsge­
richt die Klage gegen die Beklagten dem Grunde nach für ge­
rechtfertigt erklärt.

Mit ihrer Revision begehren die Beklagten die Wieder­
herstellung des klagabweisenden landgerichtlichen Urteils.

Entscheidungsgründe

I.

Das Berufungsgericht folgt den Gründen des ersten Re­
visionsurteils des erkennenden Senats (BGHZ 90, 104 ff), 
wonach der Zweitbeklagte seine Verpflichtung zur ordnungsge­
mäßen Aufklärung der Klägerin über die Risiken der Strahlen­
therapie verletzt hat. Nach Anhörung der Klägerin kommt es 
zu der Überzeugung, diese hätte sich, über das Risiko einer 
Querschnittslähmung als Folge der Bestrahlungstherapie auf­
geklärt, gegen die Durchführung der Bestrahlung entschieden. 
Die Einwilligung der Klägerin in die Strahlentherapie sei 
mithin unwirksam gewesen, so daß die Beklagten für die 
Schäden aus der rechtswidrigen Behandlung einzustehen 
hätten.



Das angefochtene Urteil kann nicht bestehen bleiben.

Der Revision ist darin recht zu geben, daß die ange­
fochtene Entscheidung so zu behandeln ist, als sei sie nicht 
mit Gründen versehen (§ 551 Nr. 7 ZPO). Damit liegt ein ab­
soluter Revisionsgrund vor, der zur Aufhebung und Zurückver­
weisung der Sache an das Berufungsgericht zwingt.

1. Auszugehen ist von folgendem, sich aus den Akten 
ergebenden Sachverhalt: Das angefochtene Urteil ist am
25. Oktober 1984 verkündet worden. Am 11. April 1985 ist es 
zur Geschäftsstelle gelangt und wurde dann dem Rechtsanwalt 
der Beklagten am 22. April 1985 zugestellt. Die Revision ist 
am 23. April 1985 beim Bundesgerichtshof eingegangen.

2. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
(BGHZ 7, 155; zuletzt BGH Urteil vom 28. Juni 1984 - VII ZR 
179/83 - NJW 1984, 2828 m.w.N.), von der abzugehen der Senat 
keinen Anlaß sieht, ist ein Revisionsgrund nach § 551 Nr. 7 
ZPO prinzipiell dann gegeben, wenn die Gründe des Berufungs­
urteils fünf Monate nach dessen Verkündung noch nicht 
vorliegen. Die Parteien sollen nicht in die Zwangslage 
versetzt werden, mit Rücksicht auf den Ablauf der 
Rechtsraittelfrist ein Rechtsmittel einlegen zu müssen, ohne 
die Urteilsgründe zu kennen. Jedenfalls dann sind die Rechte 
der Partei durch ungebührliche Verzögerung in der Abfassung 
der Urteilsgründe beeinträchtigt, wenn ihr zu dem Zeitpunkt,
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in dem die Revisionsfrist auch ohne Zustellung des Urteils 
schon in Lauf gesetzt ist (also fünf Monate nach der 
Verkündung des Urteils, § 552 ZPO), schon Revision eingelegt 
worden ist, die Urteilsgründe aber noch nicht zur Kenntnis 
gebracht worden sind.

3. Im Streitfall haben nun die Beklagten erst nach Zu­
stellung des Berufungsurteils innerhalb der laufenden Re­
visionsfrist Revision eingelegt. Das rechtfertigt aber keine 
andere Beurteilung der Frage, ob die Rüge des § 551 
Nr. 7 ZPO durchgreift. Die Sachgründe, die die Recht­
sprechung veranlaßt haben, das verspätet abgesetzte Be­
rufungsurteil so zu sehen, als sei es nicht mit Gründen ver­
sehen, treffen auch hier zu. Der zeitliche Abstand zwischen 
Verkündung des Urteils und dem Absetzen der Gründe beträgt 
ebenfalls mehr als fünf Monate. Den Revisionsklägern blieb 
nach Zustellung des Urteils und der damit gegebenen Möglich­
keit, von dessen Gründen Kenntnis zu nehmen, keine aus­
reichende Zeit, das Urteil zu prüfen und nach Beratung durch 
den Revisionsanwalt eine sorgfältig überlegte Entscheidung 
über die Einlegung der Revision zu treffen. Die Revisions­
frist hatte nach § 552 ZPO am 26. März 1985 zu laufen be­
gonnen. Sie wäre mithin am 26. April 1985 verstrichen ge­
wesen. Die Beklagten hatten so nur vier Tage Zeit, sich 
schlüssig zu werden. Sie befanden sich deshalb in einer 
ähnlichen Zwangslage, als wenn sie wegen des drohenden Ab­
laufs der Revisionsfrist ohne jede Kenntnis der Urteils­
gründe vorsorglich das Rechtsmittel eingelegt hätten.



Eines Eingehens auf die weiteren Revisionsrügen bedarf 
es nicht. Die Beklagten haben Gelegenheit, ihr Vorbringen in 
der Revisionsbegründung insoweit vor dem Berufungsgericht zu 
wiederholen.

Dr. Steffen Scheffen Dr. Kullmann

Dr. Ankermann Bischoff
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